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Einheitsregierung in Kabul 
KEIN DEMOKRATISCHER, ABER FRIEDLICHER MACHTWECHSEL IN AFGHANISTAN 

Der seit Ende 2001 amtierende afghani-
sche Präsident Hamid Karzai durfte 2014 

verfassungsgemäß kein weiteres Mal als 
Präsidentschaftskandidat antreten. Mit 
den  dritten Präsidentschaftswahlen in 

Afghanistan seit dem Sturz des Taliban-
Regimes verbanden viele Afghanen folg-
lich die Hoffnung auf den ersten demokra-

tischen Machtwechsel in der Geschichte 
ihres Landes. Als knapp sechs Monate 
nach dem ersten Wahlgang letztlich ein 

Sieger der Präsidentschaftswahlen be-
kannt gegeben wurde, sprach in Kabul 
kaum noch jemand von Demokratie. Weite 

Teile der Bevölkerung waren erleichtert, 
dass der mit wirtschaftlicher Stagnation 
sowie politischer und persönlicher Unge-

wissheit verbundene Wahlprozess über-
haupt zum Abschluss gekommen ist und 
immerhin einen friedlichen Machtüber-

gang zu gewährleisten scheint. Dennoch 
wies der von einigen Beobachtern zum 
Meilenstein der Transitionsphase oder 

Lackmustest für den gegenwärtigen Stand 
der Demokratisierung erklärte Wahlpro-
zess, vor allem in seiner Anfangsphase, 

demokratische Ansätze und eine Reihe 
positiver Aspekte auf. Die Einheitsregie-
rung ist trotz ihres kuriosen Zustande-

kommens und der Vielzahl beteiligter, ei-
gentlich rivalisierender, politischer und 
gesellschaftlicher Gruppen nicht zwangs-

läufig zum Scheitern verurteilt, sieht sich 
jedoch einer Reihe gewaltiger Herausfor-
derungen gegenüber.  

Am 21. September erklärte Afghanistans 
Independent Election Commission (IEC) – 
ohne ein Wahlergebnis vorzulegen – Dr. 
Ashraf Ghani Ahmadzai zum Gewinner der 
Präsidentschaftswahlen 2014 und beendete 
dadurch den seit Monaten festgefahrenen  

Wahlprozess, der eigentlich die erste demo-
kratische Machtübergabe in der Geschichte 
Afghanistans gewährleisten sollte. Wenige 
Stunden zuvor hatten die beiden Kontrahen-
ten der Stichwahl vom 14. Juni, Dr. Ashraf 
Ghani und Dr. Abdullah Abdullah, nach 
mehrwöchigen zähen Verhandlungen, die 
mehrfach kurz vor dem Scheitern standen, 
eine Vereinbarung über die Bildung einer 
Einheitsregierung (National Unity Govern-
ment) unterzeichnet. Die Amtseinführung 
Ashraf Ghanis erfolgte am 29. September 
und beendete die fast 13jährige Regent-
schaft Hamid Karzais, der ab Dezember 
2001 zunächst für zwei Jahre als Interims-
präsident fungierte und 2004 und 2009 je-
weils als Sieger aus den Präsidentschafts-
wahlen hervorgegangen war. 

Das Wahlergebnis des zweiten Wahlganges 
vom 14. Juni wurde den Wahlkampfteams 
der beiden Kandidaten am 21. September 
durch die unabhängige Wahlkommission zu-
gesandt, nachdem die Vereinbarung über 
die Bildung einer Einheitsregierung unter-
zeichnet und Ashraf Ghani durch den Kom-
missionsvorsitzenden, Ahmad Yousuf Nuris-
tani, zum Sieger der Präsidentschaftswahlen 
erklärt worden war. Aus dem Umfeld Ashraf 
Ghanis wurde das Ergebnis noch am 21. 
September in sozialen Netzwerken verbrei-
tet und der Presse zugänglich gemacht, von 
offizieller Stelle erfolgte bis heute keine Be-
kanntgabe des Endergebnisses des zweiten 
Wahlganges. Die seitens des Teams von 
Ashraf Ghani der Öffentlichkeit zugänglich 
gemachten Ergebnislisten der IEC weisen 
3.935.567 (55,27 Prozent) der gewerteten 
Stimmen für Ashraf Ghani und 3.185.018 
(44,73 Prozent) für Abdullah Abdullah aus. 
Dies bedeutet, dass für den zweiten Wahl-
gang insgesamt 7.120.585 der abgegebe-
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nen Stimmen gewertet wurden. Dem am 7. 
Juli von der IEC bekannt gegebenen vorläu-
figen Ergebnis lagen noch 7.972.727 gewer-
tete Stimmen bei einer Verteilung von 
4.485.888 (56,44 Prozent) für Ashraf Ghani 
und 3.461.639 (43,56 Prozent) für Abdullah 
Abdullah zugrunde. Das heißt, dass der von 
den Vereinten Nationen finanzierte und 
überwachte siebenwöchige Überprüfungs-
prozess, der am 5. September abgeschlos-
sen worden war, zur Disqualifizierung von 
852.142 Stimmen, aber keiner entscheiden-
den Veränderung der Stimmverteilung (Ash-
raf Ghani -1,17 Prozent und Abdullah Abdul-
lah +1,21 Prozent gegenüber dem vorläufi-
gen Ergebnis) geführt hat.1   

Bewertung des Wahlprozesses 

Der im Februar und März geführte Wahl-
kampf der zunächst elf, später dann acht, 
Kandidaten für den ersten Wahlgang wurde 
deutlich professioneller geführt, als dies 
noch 2009 der Fall war. Auch wenn persön-
liche Netzwerke und die Bildung möglicher 
Allianzen der Kandidaten den Wahlkampf 
dominierten, so wurde doch intensiver als 
dies bei vorherigen Wahlen in Afghanistan 
der Fall war, vor allem seitens der Medien, 
nach politischen Inhalten und Regierungs-
programmen der Kandidaten gefragt. Die 
überraschend hohe Wahlbeteiligung am 5. 
April, trotz erheblicher Drohungen und Ein-
schüchterungen der Wähler durch die Tali-
ban, bestätigte dann das vorhandene Inte-
resse an politischer Partizipation und dem 
Wunsch nach Veränderungen. Die unerwar-
tet stabile Sicherheitslage am Wahltag wur-
de als großer Erfolg der afghanischen Si-
cherheitskräfte gewertet, was deren Anse-

                                                   

1 Vgl. Ruttig, Thomas (Afghanistan Analysts 
Network): Elections 2014 (52): The not yet 
officially announced results – electoral 
maths with unknowns, 28. September 2014. 
https://www.afghanistan-
analysts.org/2014-elections-52-the-not-yet-
officially-announced-results-elections-
maths-with-unknowns/ 

hen in Teilen der Bevölkerung erhöhte. Vor 
Bekanntgabe des endgültigen Wahlergeb-
nisses des ersten Wahlgangs am 15. Mai 
schätzten Vertreter unabhängiger afghani-
scher Wahlbeobachterorganisationen die 
Zahl der gefälschten Stimmzettel auf etwa 
zehn Prozent der insgesamt abgegebenen 
6.892.816 Stimmen.2 Sie gingen ferner da-
von aus, dass Wahlbetrug von Unterstüt-
zern nahezu aller beteiligter Kandidaten be-
gangen wurde und die Verfälschungen kei-
nen Kandidaten entscheidend begünstigt 
oder benachteiligt haben. Somit kam letzt-
endlich in dem Endergebnis, das Abdullah 
Abdullah (45,00 Prozent) und Ashraf Ghani 
(31,56 Prozent) auf den ersten beiden Plät-
zen und eindeutig vor dem abgeschlagenen 
drittplatzierten Zalmai Rassul (11,37 Pro-
zent) verortete,3 der Wille der Wähler zum 
Ausdruck. Der Verlauf des ersten Wahlgan-
ges wurde von vielen Wählern und afghani-
schen, wie internationalen, Beobachtern als 
akzeptabel und teilweise besser als erwartet 
bewertet. In der Wahrnehmung zahlreicher 
Afghanen legten Verlauf und Ergebnis des 
Wahlganges vom 5. April die Schlussfolge-
rung nahe, dass der erste Urnengang zwar 
noch keinen Sieger, aber doch zwei Verlie-
rer hervorgebracht hat. Aufgrund des Un-
vermögens, den Wahlablauf bis dahin ent-
scheidend zu beeinträchtigen und ange-
sichts der unerwartet hohen Wahlbeteili-
gung sahen viele Afghanen in den Taliban 
die eigentlichen Verlierer des ersten Wahl-
ganges. Als zweiter Verlierer galt der noch 
amtierende Präsident Karzai, dem es nicht 

                                                   

2 Die nach der Überprüfung durch die unab-
hängige Wahlkommission und die unabhän-
gige Wahlbeschwerdekommission für das 
Endergebnis gewerteten 6.604.546 Stimm-
zettel hätten demnach immer noch etwa 
400.000 gefälschte Stimmen enthalten. 

3 Vgl. Independent Election Commission of 
Afghanistan: Presidential & Provincial Coun-
cil Elections. Afghanistan 2014 Elections. 
http://www.iec.org.af/results/en/finalresults
/presidential/1 

http://www.kas.de/
https://www.afghanistan-analysts.org/2014-elections-52-the-not-yet-officially-announced-results-elections-maths-with-unknowns/
https://www.afghanistan-analysts.org/2014-elections-52-the-not-yet-officially-announced-results-elections-maths-with-unknowns/
https://www.afghanistan-analysts.org/2014-elections-52-the-not-yet-officially-announced-results-elections-maths-with-unknowns/
https://www.afghanistan-analysts.org/2014-elections-52-the-not-yet-officially-announced-results-elections-maths-with-unknowns/
http://www.iec.org.af/results/en/finalresults/presidential/1
http://www.iec.org.af/results/en/finalresults/presidential/1


AFGHANISTAN 

NILS WÖRMER 

 

Oktober 2014 

 
www.kas.de 
www.kas.de/afghanistan 

 

 

3 

 

gelungen war, Zalmai Rassul, den viele Af-
ghanen als Karzais Kandidaten und mögli-
chen künftigen ‚Stellvertreter‘ sahen, in die 
Stichwahl zu bringen.4 Letztendlich wurden 
allein die planmäßige Durchführung der 
Wahl am 5. April und die weitgehende Ein-
haltung des ursprünglichen Wahlkalenders 
als Erfolg gewertet.    

Mit der Abhaltung des zweiten Wahlgangs 
am 14. Juni, ‚nur‘ 17 Tage verzögert gegen-
über dem von vornherein als kaum einhalt-
bar geltenden Wahlkalender, begann sich 
der bis dahin als positiv gewertete Verlauf 
des Wahlprozesses in eine problematische 
Richtung zu entwickeln. In den 48 Stunden 
nach Schließung der Wahllokale gingen 
mehr als 2.500 Beschwerden über Wahlbe-
trug bei der Wahlbeschwerdekommission 
ein und insbesondere das Abdullah-Lager 
erhob schwere Vorwürfe gegen die andere 
Seite, die von Abdullah Abdullah der Wahl-
manipulation in „industriellem Ausmaß“ be-
zichtigt wurde. Die Hinweise auf ‚ballot stuf-
fing‘ in erheblichem Ausmaß relativierten 
schnell die anfängliche Euphorie über die 
erneut unerwartet hohe Wahlbeteiligung. 
Am 29. Juni ließ der Wahlkampfleiter Abdul-
lah Abdullahs verlautbaren, dass sein Team 
jedwede weiteren Schritte der IEC als illegal 
betrachten würde. Als diese dann am 7. Juli 
ein vorläufiges Ergebnis bekannt gab, dem-
zufolge Ashraf Ghani mit etwas mehr als 
einer Million Stimmen vorne lag (56,44 Pro-
zent für Ghani und 43,56 für Abdullah), 
spitze sich die Lage in Afghanistan drama-
tisch zu. Noch am Tag der Bekanntgabe die-
ses vorläufigen Ergebnisses gaben zwei 
ehemalige Kriegsherren, die zu den mäch-
tigsten Unterstützern Abdullah Abdullahs 
gehören, der Gouverneur von Balkh, Atta 
Mohammad Noor, und der Kandidat für die 
Vizepräsidentschaft, Mohammad Mohaqeq, 
Erklärungen ab, in denen sie das Recht auf 

                                                   

4 Inwieweit Karzai tatsächlich versucht hat, 
Zalmai Rassul zu unterstützen und als 
Nachfolger oder ‚Platzhalter‘ aufzubauen, ist 
umstritten. 

die Regierungsbildung für das Abdullah-
Lager beanspruchten, von der Möglichkeit 
der Bildung einer Parallel-Regierung spra-
chen und Demonstrationen ankündigten.5 
Zudem erklärte sich Abdullah Abdullah am 
8. Juli zum Sieger der Präsidentschaftswah-
len, woraufhin Beobachter ihre Befürchtun-
gen ausdrückten, dass es zu gewaltsamen 
Zusammenstößen zwischen Anhängern bei-
der Lager kommen könnte. In der Tat fan-
den in den folgenden Tagen Demonstratio-
nen – in Kabul von bis zu 10.000 - der An-
hänger Abdullah Abdullahs statt, die in ih-
rem Ausmaß  jedoch weit hinter den Erwar-
tungen des Abdullah – Lagers beziehungs-
weise den Befürchtungen der internationa-
len Gemeinschaft zurück blieben.6 Nachdem 
US-Präsident Barack Obama am 9. Juli Ab-
dullah Abdullah in einem Telefongespräch 
zur Zurückhaltung und Besonnenheit aufge-
rufen hatte, verhandelte US-Außenministr 
John Kerry zwischen dem 10. und 12. Juli in 
Kabul mit beiden Kandidaten. Nach zähen 
Unterredungen und ständigem Hin-und Her-
pendeln zwischen Abdullah Abdullah, Ashraf 
Ghani und dem noch amtierenden Präsiden-
ten Hamid Karzai, verkündeten der US-
Außenminister und die beiden Präsident-
schaftskandidaten am 12. Juli in einer ge-
meinsamen Pressekonferenz, dass sie sich 
auf die Durchführung eines umfassenden 
Überprüfungsprozesses der Stichwahl (‚au-

                                                   

5 Vgl. The New York Times (Rosenberg, Mat-
thew/ Ahmed, Azam): Tentative Results in 
Afghan Presidential Runoff Spark Protests, 
7. Juli 2014. 
http://www.nytimes.com/2014/07/08/world
/asia/afghan-preliminary-results-put-ashraf-
ghani-ahead-of-abdullah-
abdullah.html?_r=0 

6 Einige jüngere Anhänger Abdullahs aus 
Kabul begründeten ihre Nichtteilnahme an 
Demonstrationen mit der Hitze, dem an-
strengenden Fastenmonat Ramadan und der 
Tatsache, dass sie nachts die Fußballwelt-
meisterschaft verfolgen würden. 
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dit‘) sowie die Bildung einer Einheitsregie-
rung geeinigt hätten. 

‚Audit‘ und Bildung der Einheitsregierung 

Für den Überprüfungsprozess wurden zu-
nächst mit Hilfe der ISAF sämtliche etwa 
23.000 Wahlurnen nach Kabul geflogen. 
Dort begann am 18. Juli unter der Aufsicht 
der IEC und der Vereinten Nationen die 
Überprüfung der mehr als acht Millionen 
Stimmzettel. Die Überprüfungskriterien für 
die faktische Neuauszählung wurden maß-
geblich von der UNAMA sowie der IEC vor-
gegeben. Aufgrund von Uneinigkeiten über 
diese Kriterien wurde der Überprüfungspro-
zess, an dem etliche hundert nationale Be-
obachter und eine noch größere Zahl an in-
ternationalen Beobachtern beteiligt waren, 
mehrfach angehalten. Bis Ende August wa-
ren Beobachter aus beiden Wahlkampf-
teams an dem Überprüfungsverfahren be-
teiligt. Nachdem Abdullah Abdullah seine 
Mannschaft aus Protest über den gravieren-
den Wahlbetrug abzog, wurde auf Drängen 
der UNAMA auch das Ghani-Team ausge-
schlossen, so dass der Prozess ausschließ-
lich durch „unabhängiges“ afghanisches und 
internationales Personal fortgesetzt wurde.    
Letztendlich verkündete die IEC am 5. Sep-
tember, dass die Überprüfung sämtlicher 
Wahlurnen des zweiten Wahlganges am 
Vorabend zu Ende gegangen sei. 

Einige der internationalen Beobachter ver-
treten die Auffassung, dass trotz des erheb-
lichen Wahlbetruges zu erkennen gewesen 
sei, dass Ashraf Ghani mit hoher Wahr-
scheinlichkeit mehr Stimmen erringen konn-
te, als sein Kontrahent. Andere wiederum 
räumten, wenn auch oftmals nicht offen, 
ein, dass die Wahlmanipulation in einem 
solch erheblichen Ausmaß stattgefunden 
hat, dass der zweite Wahlgang nicht mehr 
voll umfänglich zu bereinigen gewesen sei. 
Vor, nach und während des etwa siebenwö-
chigen Überprüfungsprozesses war die poli-
tische Situation in Kabul extrem ange-

spannt.7 Den ständigen Meldungen über das 
mögliche vollkommene Scheitern des Wahl-
prozesses, bevorstehende Ausschreitungen 
und gar Spekulationen über einen (Militär-
)Putsch war kaum zu entnehmen, ob sie 
gänzlich auf Gerüchten beruhten oder teil-
weise berechtigt waren. Dies führte pha-
senweise zu einer erheblichen Verunsiche-
rung in Teilen der Bevölkerung und verur-
sachte einen monatelangen Stillstand der 
ohnehin schwächelnden afghanischen Wirt-
schaft. Zudem bestärkte diese Situation die 
Skeptiker und Gegner der Demokratisierung 
Afghanistans und stärkte in der Wahrneh-
mung vieler Afghanen die militante Opposi-
tion. 

Der Unterzeichnung der Vereinbarung über 
eine Einheitsregierung am 21. September 
durch Abdullah Abdullah und Ashraf Ghani 
waren wochenlange Verhandlungen voraus-
gegangen, die parallel zur Neuauszählung 
der Stimmen des zweiten Wahlganges statt-
fanden. Im Vorfeld der Stichwahl hatten 
sich die meisten im ersten Wahlgang ausge-
schieden Kandidaten und deren Teams ent-
weder auf die Seite Abdullah Abdullahs oder 
Ashraf Ghanis gestellt. Somit hatten beide 
zusammengenommen einen Großteil der 
relevanten politischen und gesellschaftlichen 
Akteure in Afghanistan, von Einzelpersonen 

                                                   

7 Vgl. Gall, Carlotta (The New York Times): 
Disputes Threaten to Derail Audit of Afghan-
istan Vote, 3. August 
2014. >http://www.nytimes.com/2014/08/
04/world/asia/disputes-threaten-to-derail-
audit-of-afghanistan-vote.html?_r=0< und 
Gall, Carlotta (The New York Times): In Af-
ghan Election, Signs of Systemic Fraud Cast 
Doubt on Many Votes, 23. August 
2014. >http://www.nytimes.com/2014/08/
24/world/asia/in-afghan-election-signs-of-
systemic-fraud-cast-doubt-on-many-
votes.html?action=click&contentCollection=
Asia%20Pacific&module=RelatedCoverage&
region=Marginalia&pgtype=article 
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über Parteien, Jugend- und Frauenorganisa-
tionen bis hin zu Stammesräten, mobilisiert. 
Dies geschah in der Regel allerdings nicht 
aufgrund politischer Überzeugungen oder 
Programmatik, sondern im Gegenzug für 
Versprechungen von Ämtern, Posten und 
den Zugang zu Ressourcen. Diese Zusagen 
erfolgten in der Annahme, dass, wenn die 
Versprechungen im Falle eines Wahlsieges 
eingelöst werden müssen, der gesamte 
Staatsapparat für die Ämter- und Posten-
verteilung zur Verfügung stehen würde. Als 
sich abzuzeichnen begann, dass sie durch 
eine Machtteilung nur noch die Hälfte wür-
den liefern können, sahen sich beide Kandi-
daten starkem internen Druck ausgesetzt. 
Hinzu kam der externe Druck der internati-
onalen Gemeinschaft, insbesondere der US-
Regierung, den Wahlprozess in jedem Fall 
zum Abschluss zu bringen und eine Einigung 
zu erzielen. Hieran knüpften etliche Geber 
ihre mittel- und langfristigen finanziellen 
Zusagen. Abgesehen von den Verteilungs-
problemen der beiden Kontrahenten kon-
zentrierten sich die Verhandlungen vor al-
lem auf drei Themenkomplexe. Dies waren 
der Umgang mit dem Wahlergebnis, die 
Machtfülle beziehungsweise Kompetenzen 
des neu zu schaffenden Postens eines Chief 
Executive Officer (CEO), der später in ‚Pre-
mierminister‘ umbenannt werden soll, sowie 
die Aufteilung der Kabinettsposten und an-
derer Schlüsselämter der künftigen Admi-
nistration. Eine der Forderungen Abdullah 
Abdullahs bestand darin, das Wahlergebnis 
nicht bekannt zu geben. Als dies auf inoffi-
ziellem Wege kurz nach Unterzeichnung der 
Vereinbarung über die Einheitsregierung am 
21. September doch geschah, kam es er-
neut zu Querelen, die bis kurz vor der 
Amtseinführung Ashraf Ghanis am 29. Sep-
tember anhielten. Bis zuletzt wurde speku-
liert, dass Abdullah Abdullah dem Akt fern 
bleiben könnte.  

Letztendlich sieht die am 21. September 
von Abdullah Abdullah und Ashraf Ghani un-
terschriebene Vereinbarung die Einrichtung 
von vier neuen Ämtern vor, den Chief Exe-

cutice Officer (CEO), dessen beide Stellver-
treter8 und einen Oppositionsführer. Der 
CEO steht einem neu zu schaffenden Minis-
terrat vor und ist laut Vertragstext für die 
Implementierung von Kabinettsentschei-
dungen verantwortlich. Ferner hat er Vor-
schlags- bzw. Mitspracherecht bei der Be-
setzung von Spitzenämtern der Administra-
tion, wobei das letzte Wort allerdings beim 
Präsidenten zu liegen scheint. Grundsätzlich 
sieht der Vertragstext, der sich fast aus-
schließlich mit der Stellung und den Kompe-
tenzen des CEO befasst, eine annähernd 
gleichwertige Machtfülle für beide Spitzen-
positionen des Staates vor.9 Die Kompeten-
zen des Präsidenten ergeben sich nach wie 
vor im Wesentlichen aus der afghanischen 
Verfassung und werden durch den Ver-
tragstext der Vereinbarung zwischen Abdul-
lah Abdullah und Ashraf Ghani nun be-
schränkt. Dies soll innerhalb der nächsten 
zwei Jahre durch eine Entscheidung der 
Großen Ratsversammlung (Loya Dschirga) 
legitimiert werden und wird zu einer Ände-
rung oder Ergänzung der bestehenden Ver-
fassung führen. Die Kabinettsposten und 
andere Spitzenämter der künftigen Regie-
rung wurden im Zuge der Vereinbarung of-
fenbar gleichmäßig zwischen Abdullah Ab-
dullah und Ashraf Ghani aufgeteilt. In den 
ersten fünf Wochen nach Amtseinführung 
der beiden vormaligen Kandidaten wurde 
viel über die Ressortaufteilung und Perso-
nalfragen spekuliert, wobei nur wenige Per-

                                                   

8 Als Stellvertreter ernannte Ashraf Ghani 
unmittelbar nach der Ernennung Abdullah 
Abdullahs zum CEO dessen Vizepräsident-
schaftskandidaten, Mohammad Khan und 
Mohammad Mohaqeq. 

9 Für eine detaillierte Analyse des Ver-
tragstextes und den Originaltext im Anhang, 
Vgl. Clark, Kate (Afghanistan Analysts Net-
work): Elections 2014 (51): Finally, a deal, 
but not yet democracy, 21. September 
2014. https://www.afghanistan-
analysts.org/elections-2014-51-finally-a-
deal-but-not-yet-democracy/ 
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sonalfragen in dieser Phase geklärt wurden. 
Abgesehen davon, dass fast alle Minister 
und Provinzgouverneure als geschäftsfüh-
rende Amtsträger ihre Amtsgeschäfte fort-
führen, wurde mit dem Ghani-Unterstützer 
Hanif Atmar ein neuer nationaler Sicher-
heitsberater ernannt. Ferner ernannte der 
neue Präsident Ahmad Zia Massoud zu sei-
nem Sonderbeauftragten für Reformen und 
gute Regierungsführung. Außerdem schei-
nen sich Abdullah Abdullah und Ashraf Gha-
ni darauf geeinigt zu haben, die Spitzen der 
drei Sicherheitsorganisationen Armee, Poli-
zei und Geheimdienst, also den Innenminis-
ter, den Verteidigungsminister und den Chef 
des National Directorate for Security (NDS) 
sechs Monate im Amt zu belassen und nicht 
zeitgleich mit den anderen Kabinettsposten 
neu zu besetzen.     

Erste Akzente des neuen Präsidenten 

Wenige Stunden nach seiner Amtsinaugura-
tion ernannte Ashraf Ghani per Präsidenten-
erlass Ahmad Zia Massoud zum Sonderbe-
auftragten für Reformen und gute Regie-
rungsführung sowie den ehemaligen In-
nenminister Hanif Atmar zum Nachfolger 
Rangin Dadfar Spantas als nationalen Si-
cherheitsberater. Dieser unterzeichnete im 
Rahmen einer von Ashraf Ghani geleiteten 
Zeremonie in Gegenwart der neuen Staats-
spitze am 30. September, also nur einen 
Tag nach Ghanis Amtseinführung, das Bila-
teral Security Agreement (BSA) zwischen 
der afghanischen und der US-Regierung so-
wie das Truppenstationierungsabkommen 
mit der NATO. Hierdurch wurden der fast 
ein Jahr andauernde Streit zwischen den 
Regierungen Afghanistans und der USA bei-
gelegt und die Voraussetzungen für die Ein-
richtung der geplanten Resolute Support 
Mission (RSM) für die Jahre 2015 und 2016 
sowie letztendlich für die weitere finanzielle 
Unterstützung Afghanistans durch die inter-
nationale Staatengemeinschaft geschaffen.  

Zu den ersten Amtshandlungen Ashraf Gha-
nis gehörten Budgeteinsparungen im Be-
reich des Präsidentenpalastes und Perso-
nalentlassungen eigener Bediensteter sowie 
eine Reihe von Verordnungen und Anspra-

chen gegenüber Staatsbeamten und Parla-
mentsabgeordneten, die auf die Eindäm-
mung der gravierenden Verschwendung von 
Staatsmitteln und des Amtsmissbrauches 
durch Spitzenpersonal des Staates abzielen. 
Ferner kündigte der neue Präsident unver-
züglich an, den Skandal um die Kabul Bank, 
bei der fast eine Milliarde Dollar veruntreut 
worden waren, neu aufzurollen. Hiermit un-
terstreicht er zwar die Ernsthaftigkeit seiner 
im Wahlkampf immer wieder hervorgehobe-
nen harten Linie gegen die allgegenwärtige 
Korruption, setzt allerdings auch eine Reihe 
von Schwergewichten der afghanischen Poli-
tik, die direkt oder indirekt in die Verun-
treuung der Gelder verwickelt sind, unter 
Druck. Ashraf Ghani kündigte Reformen im 
Bereich des Justizwesens, des Steuerwesens 
und der Spitzengliederung des Sicherheits-
apparats an und scheint einen Neubeginn 
des Friedensprozesses und damit einherge-
hend eine Reformierung des Hohen Frie-
densrates vorzubereiten. Hierzu sind bisher 
wenige Details bekannt geworden. 

Aufsehen in den Medien und der Bevölke-
rung erregten vor allem die zahlreichen, 
teilweise unangekündigten, Besuche des 
neuen Präsidenten in Dienststellen der Si-
cherheitsbehörden, aber auch in Kranken-
häusern, dem größten Staatsgefängnis und 
anderen zivilen staatlichen Dienststellen. 
Diese neue Art der Dienstaufsicht von ‚ganz 
oben‘ und der teilweise schroffe Umgang 
Ashraf Ghanis mit Staatsbediensteten, in 
deren Bereich er Unzulänglichkeiten aus-
machte, hat dem Präsidenten zunächst An-
erkennung und die Zustimmung von weiten 
Teilen der Bevölkerung eingebracht. Mitt-
lerweile kritisieren afghanische Beobachter 
das Verhalten ihres neuen Staatschefs teil-
weise aber auch als Mikromanagement und 
lediglich „kosmetische oder symbolische 
Eingriffe“ und wünschen sich eine Fokussie-
rung auf die Kabinettsbildung und dann das 
Angehen der großen politischen Fragen, wie 
Wirtschaftsentwicklung, Friedensprozess 
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und das Verhältnis zu den Nachbarstaaten, 
vor allem Iran und Pakistan.10  

Fazit 

Vertreter der internationalen Staatenge-
meinschaft hatten als Orientierungsmaßstab 
für die Bewertung des Erfolges der diesjäh-
rigen Wahlen häufig die Präsidentschafts-
wahlen des Jahres 2009 angegeben. Dem-
nach könnten die Wahlen als ‚erfolgreich‘ 
angesehen werden, wenn sie in einem hö-
heren Maße als die von Wahlbetrug, Amts-
missbrauch und Gewalt überschatteten Prä-
sidentschaftswahlen von 2009 transparent, 
fair, frei und inklusiv verliefen. 

Angesichts der Tatsache, dass zuletzt jeder 
Beteiligte nur noch gehofft hat, dass der 
Wahlprozess ohne Gewalteskalation irgend-
wie zu einem Ende gelangt und dies auch 
nur durch massiven äußeren Druck gelang, 
erscheint diese Zielsetzung, nüchtern be-
trachtet, verfehlt. Vor allem die Aussagen  
der an dem Überprüfungsverfahren (‚audit‘) 
des zweiten Wahlganges beteiligten Be-
obachter würden eine solche Bewertung des 
Wahlprozesses rechtfertigen. Den gesamten 
Wahlprozess mit Prädikaten, wie ‚geschei-
tert‘ oder ‚nicht erfolgreich‘ zu versehen, 
wäre allerdings zu einseitig und würde posi-
tive Aspekte, vor allem das Engagement 
vieler afghanischer Bürger, negieren. Ver-
einfacht ausgedrückt war alles, was vor 
dem 14. Juni, einschließlich des Nominie-
rungsverfahrens der Kandidaten und des 

                                                   

10 Vgl. Ahmed, Azzam (The New York 
Times): Ashraf Ghani Races to Make His 
Mark on Presidency in Afghanistan, 21. Ok-
tober 2014. 
http://www.nytimes.com/2014/10/22/world
/asia/afghanistan-ashraf-ghani.html und 
Ruttig, Thomas (Afghanistan Analysts Net-
work): The Start into the Better Governance 
Marathon: Ghani’s first days, 11. Oktober 
2014.  https://www.afghanistan-
analysts.org/the-start-into-the-better-
governance-marathon-ghanis-first-days/ 

Wahlkampfes, abgelaufen ist, akzeptabel 
und in vielen Bereichen besser als bei den 
Wahlen vor fünf Jahren. Als sich der Prozess 
auf einen Zweikampf zuspitzte und Perso-
nen beider Lager alle Mittel einsetzten, um 
ihrem Kandidaten zum Sieg zu verhelfen, 
waren die staatlichen Strukturen und 
Wahlinstanzen nicht stark genug, den gra-
vierenden Verstößen, Missbräuchen und Be-
trügereien Einhalt zu gebieten. Dies war 
gleichwohl in einem Land auf dem Entwick-
lungsniveau Afghanistans, das sich zudem 
in einer extrem prekären sicherheitspoliti-
schen Situation befindet und zeitgleich eine 
politische, militärische und ökonomische 
Transition vollzieht, kaum anders zu erwar-
ten. Positiv ist jedoch, dass viele Afghanen 
nicht bereit waren, an Demonstrationen o-
der gar gewaltsamen Protesten teilzuneh-
men, sondern der Tenor – insbesondere in 
den urbanen Zentren – der war, dass man 
mit der gewaltsamen Austragung von politi-
schen Machtkämpfen in den 1990er Jahren 
bereits ausreichend Erfahrungen gemacht 
habe und es eine Wiederholung dessen um 
jeden Preis zu verhindern gälte. In diesem 
Zusammenhang bleibt die Hoffnung, dass 
die Afghanen auch aus den erheblichen De-
fiziten dieser Wahl lernen und im Hinblick 
auf künftige Wahlen Rückschlüsse vor allem 
in den Bereichen Wählerregistrierung sowie 
Beeinflussung des Wahlprozesses durch Re-
gierungsstellen und informelle Machthaber 
ziehen. 

Die Einigung auf eine Regierung der natio-
nalen Einheit wird angesichts des Verlaufs 
des Wahlprozesses und der schwierigen 
wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen 
Situation Afghanistans von vielen Afghanen 
als die ‚beste Lösung‘ angesehen. Sollte es 
Ashraf Ghani und Abdullah Abdullah gelin-
gen, sich auf der persönlichen Ebene zu ar-
rangieren und einen Weg zu finden, wirklich 
gemeinsam zu regieren, so erscheinen eine 
Konsolidierung der Regierung, die Kabi-
nettsbildung und letztendlich die Installation 
einer handlungsfähigen und effektiven Ad-
ministration möglich. Dieser Prozess steht 
allerdings noch am Anfang und es ist nicht 
auszuschließen, dass es aufgrund von Diffe-
renzen zwischen den politischen Lagern Ab-
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dullah Abdullahs und Ashraf Ghanis oder 
aufgrund von persönlichen Zerwürfnissen 
der beiden zu einem Bruch der Einheitsre-
gierung kommt. In diesem Zusammenhang 
sind zwei Aspekte besonders relevant. Zum 
einen haben alle an der künftigen Regierung 
beteiligten Politiker keine Erfahrung mit 
dem neuen, aus der Vereinbarung Ashraf 
Ghanis und Abdullah Abdullahs resultieren-
den, Entscheidungsfindungsprozess. Es ist 
nicht klar, ob alle Beteiligten wirklich die 
gleiche Vorstellung davon haben, wie in Zu-
kunft praktisch regiert und entschieden 
wird, das heißt vor allem, wie verfahren 
wird, wenn sich der Präsident und sein CEO 
nicht einig sind. Ferner ist zu bedenken, 
dass es sich bei der Einigung auf die Ein-
heitsregierung um eine politische Vereinba-
rung zwischen den beiden Stichwahlkandi-
daten der Präsidentschaftswahlen 2014 
handelt. Sollte beispielsweise Abdullah Ab-
dullah von der Vereinbarung zurücktreten 
und sein Amt niederlegen, so wäre nicht 
eindeutig geklärt, wie dann zu verfahren ist. 
Die Forderung Abdullah Abdullahs nach ei-
ner paritätischen Machtteilung und seine 
Legitimität als CEO gründen sich auf das 
stärkste Ergebnis im ersten Wahlgang und 
seinen zweiten Platz in dem umstrittenen 
zweiten Wahlgang. Die Einheitsregierung 
sieht sich immensen politischen und sozio-
ökonomischen Herausforderungen gegen-
über gestellt, deren Bearbeitung in den ein-
zelnen Politikfeldern erhebliches Konfliktpo-
tential birgt. Ein Scheitern der Ashraf Gha-
ni/ Abdullah Abdullah-Koalition würde nicht 
nur ein politisches Machtvakuum nach sich 
ziehen, sondern auch eine Reihe rechtlicher 
Fragen im Hinblick auf die dann notwendig 
werdende Neu- oder Umbildung der Regie-
rung aufwerfen. 
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